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Wohnangebote für Menschen mit geistiger und mehrfacher Behinderung in 
besonderen Wohnformen 
 
 
Anfrage der Abgeordneten Sigrid Grönert, Frank Imhoff und Fraktion der CDU 
 
 
Wir fragen den Senat: 
 
1. Wie hat sich das Vorhaben des Senats jährlich fünf Prozent der stationären 
Wohnangebote zu ambulantisieren in den letzten zehn Jahren entwickelt? (Bitte den 
erreichten Stand konkret nach Zahlen und Einrichtungen darstellen.) 
 
2. Wie hat sich das Vorhaben die Zahl der außerhalb Bremens stationär und 
ambulant untergebrachten Menschen mit Behinderung aus fachlichen und 
gesamtfiskalischen Gründen (Länderfinanzausgleich, Arbeitsmarkteffekte) zu 
reduzieren und die Versorgung der Leistungsberechtigten innerhalb Bremens 
anzustreben in den letzten zehn Jahren entwickelt? (Bitte die jährliche Anzahl und 
das Verhältnis zur Unterbringung in Bremen in Prozent angeben.) 
 
3. Sollte es in den letzten zehn Jahren Entwicklungen gegeben haben oder sollten 
zukünftig Entwicklungen erwartet werden, die diesen bisherigen Zielen 
entgegenstehen, welche veränderten Ziele hat sich das Sozialressort für die 
nächsten fünf Jahre konkret gesetzt und bekannt gemacht? 
 
 
Zu Frage 1: 
Im Jahr 2015 gab es im Land Bremen 1.165 stationäre Wohnplätze für Menschen mit 
geistiger und mehrfacher Behinderung. Bis zum Ende dieses Jahres werden es 900 
stationäre Wohnplätze sein. Der Abbau von 265 Plätzen in diesem Zeitraum ent-
spricht einer Gesamtquote von knapp 23 Prozent. Eine jährliche Quote von 5 % 
wurde nicht erreicht. 
 

  



 

 

Zu Frage 2: 
Die auswärtige Versorgung von Bremer Leistungsberechtigten in besonderen Wohn-
formen ist gesunken und in ambulanten Wohnformen gestiegen. In Bremerhaven ist 
die Anzahl der auswärtigen Versorgung in beiden Bereichen mit leichten Schwankun-
gen fast gleichgeblieben.  

 
 

Zu Frage 3: 
Mit dem zweiten Plan zur Umsetzung der UN-Behindertenrechtskonvention setzt der 
Senat die Strategie der Ambulantisierung besonderer Wohnformen fort. Es wird nicht 
mehr an der Quote von jährlich 5 % festgehalten, da bereits viele Angebote umge-
wandelt werden konnten. Daneben soll eine auswärtige Versorgung außerhalb 
Bremens und Bremerhavens vermieden werden, wenn sie von den Leistungsberech-
tigten nicht gewünscht wird. Dafür sollen Strukturen aufgebaut werden, um fehlende 
Angebote zu identifizieren und eine passgenaue Unterstützung zu entwickeln. 


